Eine Gegen-Anmerkung zur Reallohnentwicklung in Deutschland by Jürgen Kromphardt
ifo Schnelldienst 2/2008 – 61. Jahrgang
20
Im ifo Schnelldienst, Nr. 19/2007, leitet H.W. Sinn in seiner
»Anmerkung zur Reallohnentwicklung in Deutschland« eine
eindeutige wirtschaftspolitische Empfehlung gegen die Ein-
führung von Mindestlöhnen ab. Die Daten lassen sich aber
auch anders interpretieren und führen dann zu einem ent-
gegengesetzten wirtschaftspolitischen Schluss.
Sinn kritisiert, die Reallohnentwicklung in Deutschland in den
letzten zwei Jahrzehnten werde durch einige Massenme-
dien negativ interpretiert, und er versucht, die positiven Sei-
ten der kümmerlichen Entwicklung der Nettorealeinkommen
je Arbeitnehmer herauszuarbeiten. Er verweist dabei zu Recht
auf einen wichtigen Struktureffekt: In den letzen Jahren (ins-
besondere von 2002 bis Herbst 2004) hat sich die Zahl der
geringfügig Beschäftigten stark erhöht, während gleichzei-
tig weniger Personen sozialversicherungspflichtig beschäf-
tigt wurden. Dadurch ist von 1991 bis 2006 in Deutschland
der Nettoreallohn je Arbeitnehmer (+ 2,2%) und je Stunde
(+ 8,7%) deutlich unterschiedlich angestiegen. 
Der Struktureffekt kann zwar diese Differenz weitgehend er-
klären, nicht aber das niedrige Niveau beider Zuwächse. Da-
zu verweist Sinn darauf, dass »sich die Wettbewerbssituati-
on der deutschen Arbeitnehmer massiv verschlechtert (hat),
was eine Verlangsamung des Lohnanstiegs erzwang«. Dies
führte – bei offenbar weniger massiv verschärftem Wettbe-
werb auf den Gütermärkten – zu dem von Sinn geschilder-
ten deutlichen Sinken der bereinigten Lohnquote. Darin
kommt zum Ausdruck, dass die Reallöhne erheblich weni-
ger gestiegen sind als die Arbeitsproduktivität, die im Nen-
ner der Lohnquote steht. Sie sind im Durchschnitt nicht ver-
teilungsneutral gestiegen, sondern weit hinter der Arbeits-
produktivität zurückgeblieben. Damit sind zugleich die Lohn-
stückkosten weniger gestiegen als die Preise, so dass die
Stückgewinne zugenommen haben. Bei dieser Entwicklung
ist jedoch die Aussage von Sinn nicht zwingend, dass viele
der neuen Niedriglohnjobs ohne die niedrigen Löhne nicht
entstanden wären. Vielmehr zeigen die gestiegenen Stück-
gewinne, dass die Unternehmen im Durchschnitt an ihren Ar-
beitskräften mehr verdient haben, zum Teil dadurch, dass sie
sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze abgebaut und
dann teilweise durch geringfügig Beschäftigte, die weniger
mit Sozialabgaben belastet sind, ersetzt haben. 
Da bei positiven Stückgewinnen im Durchschnitt genügend
Abstand zwischen Lohnkosten und Preisen besteht, kön-
nen die Unternehmen höhere Mindestlöhne verkraften, oh-
ne Arbeitnehmer entlassen zu müssen. Sie verdienen dann
allerdings weniger an ihnen. Dies erklärt zugleich die Tatsa-
che, dass in den zahlreichen Staaten, in denen es einen
gesetzlichen Mindestlohn gibt (wie in den USA und in 18 von
25 Mitgliedstaaten der EU), empirisch überwiegend kein ne-
gativer Beschäftigungseffekt einer Einführung oder Erhö-
hung dieser Mindestlöhne festgestellt wurde.1
Ob Arbeitskräfte entlassen werden, hängt davon ab, ob die
Unternehmen deren Arbeitseinsatz auch bei einem höheren
Mindestlohn für ihre Produktion benötigen. Dies ist nicht ein-
deutig abzuleiten.2 Dafür, dass die Arbeitskräfte weiter be-
nötigt werden, spricht: Selbst wenn einige Arbeitnehmer ent-
lassen werden, genießen erstens die weiterhin Beschäftig-
ten ein höheres Einkommen, das sie vermutlich fast vollständig
zur Nachfrage nach Konsumgütern verwenden. Zweitens sinkt
das verfügbare Einkommen der im Niedriglohnbereich Ent-
lassenen kaum, da sie als Arbeitslosengeld II nicht viel weni-
ger erhalten, als sie vorher als »Aufstocker« insgesamt an Ein-
kommen zur Verfügung hatten – eventuell sogar genau so
viel. Daher ist insgesamt der Nachfrageeffekt auf den Kon-
sum positiv, und die Unternehmen in diesem Bereich haben
keinen Grund, Arbeitnehmer zu entlassen. Sie werden even-
tuell sogar zusätzliche Arbeitnehmer einstellen. 
Diesen Nachfrageeffekt vernachlässigt die von Sinn zitierte
Studie von Ragnitz und Thum (2007). Deren Autoren über-
nehmen überdies nur ökonometrische Schätzungen ande-
rer Autoren über die Lohnelastizität der Arbeitsnachfrage,
bei denen außerdem fraglich ist, ob sie die Existenz von
Lohnerhöhungsspielräumen genügend beachten. Das er-
klärt, wieso die Berechnungen von Ragnitz und Thum so
sehr von den empirischen Erfahrungen anderer Länder ab-
weichen. Sie sind nicht so aussagefähig, wie Sinn meint. Da-
her sollten die politischen Entscheidungsträger sich eher die
unterschiedlichen Erfahrungen in anderen Staaten mit ei-
nem gesetzlichen Mindestlohn vor Augen führen. Dies ist
besser, als sich von Beweisführungen leiten zu lassen, die
nur bei vollständiger Konkurrenz auf allen Arbeits- und Gü-
termärkten zwingend sind, weil nur unter dieser Bedingung
die Beschäftigung solange ausgedehnt wird, bis Reallohn
und marginale Arbeitsproduktivität (Grenzprodukt der Arbeit)
übereinstimmen.
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